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Die Liebe zur Bombe

Erzwungenes Wohlverhalten

Aufregung bei den »atomaren Atlantikern«: Union fordert von »Ampel«-Parteien 
Bekenntnis zur weiteren Lagerung von US-Atomwaffen in der BRD. Von Kristian Stemmler

Heidelberg: Kundgebung von Berufsverbotsbetroffenen. Rehabilitierung gefordert

Bei der Kriegsübung »Steadfast 
Noon« hat die NATO seit Mitte 
Oktober wieder den Einsatz von 

Atomwaffen gegen Russland geprobt. 
Für viele Menschen fühlen sich solche 
Manöver eher nach »High Noon« an, sie 
machen sich begründete Sorgen um den 
Frieden. Nicht so die CDU, die schon 
vor langer Zeit gelernt hat, die Bombe 
zu lieben. Sie treibt die Sorge um, dass 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen als 
Teil einer »Ampel«-Koalition vor dem 
eindeutigen Mehrheitswillen der Be-
völkerung einknicken und dafür sorgten 
könnten, dass die verbliebenen Atom-
waffen der USA von deutschem Boden 
abgezogen werden. Vor einer Woche 
erst hatte die scheidende Bundesver-
teidigungsministerin Annegret Kramp-
Karrenbauer (CDU) Russland mit dem 
Einsatz von Nuklearwaffen gedroht. 
Nun legten Unionspolitiker nach und 
verlangten vom voraussichtlich zukünf-
tigen Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) 
ein Bekenntnis zum Verbleib der 15 bis 
20 Atombomben, die auf dem Flieger-
horst Büchel lagern.

Für den stellvertretenden Unions-
fraktionschef Johann Wadephul stellen 
nicht etwa die Sprengköpfe in der Eifel 
oder die Kriegsspiele der NATO eine 
Gefahr dar, sondern die Forderungen 
nach dem Abzug der Bomben. Solche 
Überlegungen, wie sie etwa in der SPD-
Bundestagsfraktion angestellt werden, 
seien »brandgefährlich«, sagte er am 
Donnerstag im Bundestag. Gegenüber 
dpa ergänzte Wadephul später, es sei 
»dringend geboten, dass sich Kanzler-
kandidat Scholz eindeutig positioniert 
und ein Machtwort spricht«. Sollten die 
»Ampel«-Koalitionäre einen Ausstieg 
Deutschlands aus der »nuklearen Teilha-
be« beschließen oder »auch nur Schritte 
in die Richtung«, bedeute das eine er-
hebliche Veränderung der »Sicherheits-
architektur Europas«.

Auch CDU-Außenpolitiker Roderich 
Kiesewetter meldete sich zu Wort. Er 
warnte vor einem »Dominoeffekt in an-
deren NATO-Staaten« mit eingelagerten 

Nuklearwaffen wie Belgien oder die 
Niederlande. Dann zerbreche »die trans-
atlantische Partnerschaft«. Ähnlich 
äußerte sich zuvor bereits Wolfgang 
Ischinger, Vorsitzender der sogenann-
ten Münchner Sicherheitskonferenz. Er 
warnte davor, die deutsche Beteiligung 
an der »atomaren Abschreckung« in 
Frage zu stellen. Polen ziehe man so 
»sicherheitspolitisch den Teppich unter 
den Füßen weg«. Das Land könne dann 
womöglich auf der Stationierung von 
US-Atomwaffen auf seinem Territorium 
bestehen. Einige Spitzenvertreter der 
SPD haben sich in der Vergangenheit 
zumindest verbal für einen Abzug der 
Atomwaffen stark gemacht. SPD-Frak-
tionschef Rolf Mützenich kritisierte vor 
einer Woche Kramp-Karrenbauers Dro-
hungen gegenüber Russland und warf 
ihr vor, an der »Eskalationsschraube« 
zu drehen.

Tobias Pflüger, Rüstungsexperte 
und stellvertretender Vorsitzender der 

Partei Die Linke, sprang dem Sozial-
demokraten am Freitag bei. »Die ›ato-
maren Atlantiker‹ sind aufgeregt, weil 
Rolf Mützenich richtigerweise darauf 
hingewiesen hat, dass es eskalierend ist, 
von seiten der NATO bis heute den Ein-
satz von Atomwaffen im Einsatzplan zu 
haben«, sagte er am Freitag gegenüber 
jW. Die »nukleare Teilhabe« müsse 
beendet werden, und es dürften keine 
neuen Trägersysteme dafür angeschafft 
werden. Außerdem müsse der Atom-
waffenverbotsvertrag von der nächsten 
Bundesregierung unterzeichnet werden, 
sagte Pflüger. Er fügte hinzu: »Ich drü-
cke denjenigen die Daumen, die den 
Wahnsinn mit den Atomwaffen beenden 
wollen, bin aber skeptisch, was da wirk-
lich bei rauskommt bei einer Ampel-
koalition.«

Auch Sevim Dagdelen, Außenpoli-
tikerin der Linke-Fraktion im Bun-
destag, widersprach der Union am 
Freitag gegenüber jW. Die künftige 

Bundesregierung sei »in der Verantwor-
tung, den fraktionsübergreifenden Be-
schluss des Bundestages aus dem Jahr 
2010 umzusetzen und endlich den Ab-
zug der US-Atomwaffen aus Deutsch-
land in die Wege zu leiten«. Das fordere 
auch eine »überwältigende Mehrheit 
der Bevölkerung«. Dagdelen wies da-
rauf hin, dass die Stationierung in Bü-
chel Deutschland »zu einem herausge-
hobenen Angriffsziel« mache. Für die 
Anschaffung neuer atomwaffenfähiger 
Kampfjets für die Bundeswehr müssten 
zudem »Milliarden Euro verpulvert wer-
den, die bei anderen wichtigen Projekten 
in Bildung und Gesundheit fehlen«. Die 
Kampagne »Büchel ist überall« wies mit 
Blick auf das von Ischinger ins Spiel 
gebrachte Szenario am Freitag in einer 
Mitteilung darauf hin, dass sich die 
NATO im Mai 1997 vertraglich dazu 
verpflichtet habe, in osteuropäischen 
Beitrittsstaaten wie Polen »keine Atom-
waffen zu stationieren«.

Wenige Monate vor dem 
50. Jahrestag des sogenann-
ten Radikalenerlasses haben 

Mitglieder der baden-württembergi-
schen Initiativgruppe gegen die Berufs-
verbote zu einer Kundgebung in der 
Rhein-Neckar-Region aufgerufen. Etwa 
100 Menschen kamen am Donnerstag 
abend zum Treffpunkt vor der Pädagogi-
schen Hochschule (PH) Heidelberg. Zu 
Beginn versammelten sich mehrere von 
Berufsverboten Betroffene vor dem Ein-
gang mit einem Transparent mit der Auf-
schrift: »Aufarbeitung! Entschuldigung! 
Rehabilitierung! Entschädigung!«

DGB, VVN-BdA, die Partei Die Lin-
ke, SPD, Jusos und die Grün-Alternati-
ve-Liste im Gemeinderat unterstützten 
die Veranstaltung. Von DGB, GEW, 
Verdi und IG Metall gab es Grußwor-
te. Die Grünen hatten zuvor offiziell 
erklärt: »Wir sind als Organisation bei 
der Kundgebung nicht dabei« – pas-
send zum »Ampel«-Sondierungspapier, 
in dem Linke mit Rassisten und Na-
zis gleichgesetzt werden. Bisher haben 
vier Landtage Beschlüsse gegen den 

Unrechtserlass gefasst; in Baden-Würt-
temberg blockiert der grüne Minister-
präsident Kretschmann.

Die Teilnehmer der Kundgebung er-
hielten einen Überblick über die vergan-
genen 50 Jahre. 3,5 Millionen Menschen 
wurden in den 1970er und 1980er-Jahren 
auf ihre Gesinnung überprüft; der In-
landsgeheimdienst machte 30.000 »Ver-
dächtige« aus. Über 1.500 wurden als 
»Verfassungsfeinde« nicht eingestellt 
oder entlassen. Faktisch setzten die Be-
rufsverbote Grundrechte außer Kraft.

Im Raum Heidelberg/Mannheim 
wurden nach Recherchen des Verfassers 
rund 150 Menschen im Zuge des Er-
lasses mit Berufsverbot oder zeitweisem 
Berufsverbot belegt. Betroffen waren 
nicht nur Lehrerinnen und Lehrer, son-
dern auch Ärzte, Pflegekräfte und Justiz-
beschäftigte. 2003 gab es einen bundes-
weit beachteten »Wiederbelebungsver-
such« der Berufsverbotspraxis. Betrof-
fen war der Lehrer Michael Csaszkóczy 
aufgrund seines antifaschistischen En-
gagements. Erst nach vier Jahren konnte 
seine Einstellung erreicht werden.

Namentlich sind von den in der Re-
gion Betroffenen 100 bekannt. Bei 50 
sind die Maßnahmen ohne Namen doku-
mentiert. Die meisten Berufsverbote gab 
es an der PH: 50 linke Lehrerinnen und 
Lehrer wurden nicht in den Schuldienst 
übernommen. Mehrere Fälle, darunter 
die Entlassungen eines Wertheimer Stu-
dienreferendars 1968 und eines Mann-
heimer Studienassessors 1971, waren 
»Vorläufer« des bundesweiten Erlasses.

Oft wurden die Ablehnungen mit 
Kandidaturen für linke Organisationen 
bei Hochschulwahlen begründet, zum 
Teil auch mit der Teilnahme an Demons-
trationen wie gegen Fahrpreiserhöhun-
gen 1973 in Mannheim. Oder wie im 
Fall des Verfassers 1975 wegen einer 
Unterschrift unter eine öffentliche Er-
klärung gegen den »Schieß-Erlass« (ba-
den-württembergische Radikalenerlass-
variante, benannt nach dem damaligen 
Innenminister Karl Schieß, auch als 
»Hakenkreuz-Karle« bekannt).

Weil in dieser Erklärung der Er-
lass als »Erpressung« bezeichnet wur-
de, beschied das Oberschulamt unter 

Bezugnahme auf ein fünf Monate zuvor 
ergangenes Bundesverfassungsgerichts-
urteil: Der Einstellungskandidat biete 
»nicht die Gewähr dafür, jederzeit ak-
tiv für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung einzutreten«; die Unter-
schrift unter die Protesterklärung sei 
»verfassungsfeindlich«. Das Urteil hatte 
ein gewisser Willi Geiger formuliert, der 
bereits das Beamtenrecht der Nazis und 
Berufsverbote gegen Juden, Marxisten 
und andere »Schädlinge an Volk und 
Staat« durchgesetzt hatte.

Michael Csaszkóczy wies am Don-
nerstag darauf hin, dass die gesetzlichen 
Grundlagen der Berufsverbote, »Treue-
pflicht« und »Gewährbieteklausel« bis 
heute existieren, was zu Unterordnung 
und Anpassung führe. Dieses Erbe aus 
der Nazizeit müsse gestrichen werden. 
Dafür sollten sich alle demokratischen 
Bewegungen zusammenschließen. Der 
Vorstand der verfassten Studierenden-
schaft der PH hat im Anschluss an die 
Kundgebung Mitglieder der Initiativ-
gruppe zu einer Diskussion eingeladen.
 Martin Hornung, Heidelberg

Städtetag fordert 
Milliardenhilfen
Berlin. Der Deutsche Städtetag 
fordert als Ausgleich für Ver-
luste in der Coronakrise sowie 
für den Ausbau des Nahver-
kehrs zusätzliche Milliarden 
von Bund und Ländern. Der 
Präsident des Städtetages, 
Leipzigs Oberbürgermeister 
Burkhard Jung (SPD), nannte 
am Freitag eine Summe von 15 
bis 20 Milliarden Euro für die 
Jahre 2021 und 2022, um Ver-
luste bei der Gewerbesteuer 
und der Einkommenssteuer 
auszugleichen. Insgesamt 
betrage der Investitionsrück-
stand in den Kommunen rund 
149 Milliarden Euro. 
 (dpa/jW)

CDU: Unterstützung für 
Mitgliedervotum wächst
Berlin. An der CDU-Basis wer-
den die Forderungen lauter, 
den neuen Vorsitzenden auf 
dem Weg der Mitgliederbefra-
gung zu bestimmen. In Sach-
sen-Anhalt sprachen sich laut 
dpa mehrere Kreisverbands-
chefs in einer Videokonferenz 
am Donnerstag abend dafür 
aus. Das Redaktionsnetzwerk 
Deutschland ermittelte in 
einer Umfrage unter einem 
Fünftel der Kreisverbände eine 
deutliche Mehrheit für ein Vo-
tum aller Mitglieder statt einer 
Parteitagsentscheidung. Am 
Samstag soll auf einer Kreis-
vorsitzendenkonferenz über 
den Umgang mit dem Wahl-
ergebnis diskutiert werden. 

 (dpa/jW)

Abschreckend: Die Strategien des »Kalten Kriegs« geistern noch in vielen Köpfen (Bikini Atoll, circa 1946)
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Zitat des Tages

Joe Lonsdale, Mitgründer des 

geheimdienstnahen US-Soft-

wareunternehmens Palantir, 

hält laut Spiegel online vom 

Freitag Männer in »wichtigen 

Positionen«, die sechs Monate 

lang in Elternzeit gehen, für 

»Loser«.

Früher hatten Männer 
Kinder und arbeiteten 

härter, um für ihre 
Zukunft zu sorgen – 
das ist die richtige 
männliche Antwort.
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Das Ende eines 
Sommers

Am Strand: Das neue 
Album der kalifornischen 
Retropopband La Luz ist 

erstaunlich sanft. 
Von René Hamann
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